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“Amerika und die Freiheit” 

 
 
 

„Freedom“ - Richie Havens 
 
Fast drei Stunden stand Richie Havens auf der Bühne. Er war einer der 
ersten Performer auf dem Festival Woodstock im Sommer 1969. 
Während sich auf dem Acker die zu Hunderttausenden Angereisten 
versammelten, improvisierte Havens auf der Gitarre. Dem alten afro-
amerikanischen Lied „Motherless Child“ fügte er seine berühmte 
Strophe „Freedom“ hinzu: 
 
„Freedom“ - Richie Havens 
 
Richie Havens Auftritt ist legendär geworden, einer der berühmtesten 
der frühen Rockgeschichte. Freedom, das klang bei Havens 
sehnsuchtsvoll und kämpferisch, sichtbar in der Ekstase seiner 
Performance. Havens hat mit seinem eindringlichen Schrei nach 
Freiheit dem Lebensgefühl einer Generation eine Stimme gegeben. 
Freedom – Freiheit, das war es, was man wollte.  
 
The New Left, die Neue Linke, Amerikas Flower-Power schloß an die 
Bürgerrechtsbewegung der fünfziger Jahre an: Die „Brothers and 
Sisters“ waren aufgestanden. Man demonstrierte mit ihnen für die 
Rechte und Freiheiten aller, für eine friedlichere Gesellschaft, gegen 
den Vietnam-Krieg. Amerika glühte im Freiheitskampf, fast zwei 
Jahrzehnte lang. 
 
Was die Hippie-Bewegung aufbrachte, war das Vordringen des Staates 
ins Private, der einem vorschrieb, wie man zu leben hatte, der mit  
Propaganda auf Kalten-Krieg-Patriotismus einschwor. Individualismus 
war angesagt, ein selbst bestimmtes Leben. Die Gesellschaft sollte 



humaner und gerechter werden, so, wie es Amerikas Gründerväter 
schon gewollt hatten.  
 
„Nicht zuletzt aber wegen den Sechzigern wurden die Vereinigten 
Staaten offener und toleranter – mit einem Wort, ein freieres Land.“ 
Eric Foner 

 
Jede Generation hat auf ihre Art den in Amerika national geheiligten 
Begriff Freiheit ausgelegt, sich angeeignet und immer auch ideologisch 
überfrachtet. Wie der US-Historiker Eric Foner in seinem 
wegweisenden Buch „Die Geschichte der amerikanischen Freiheit“ 
feststellt, ist dieser „Struggle for Freedom“, dieser „Kampf für 
Freiheit“, eine Idee, die sich als religiös dimensionierte Glaubensfrage 
durch die gesamte amerikanische Geschichte zieht, von der 
Amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung bis zur Gegenwart.   
 
Freiheit ist das Ideal, an dem sich die amerikanische Nation immer 
wieder entzündet und neu zusammenfindet, sie ist das Fundament eines 
Selbstverständnisses –  das, was Amerikaner  überhaupt erst ausmacht.  
 

 
 
Kapitel I - Für die heilige Sache „Freiheit“ 

 
„Unsere Sache ist gerecht. Unser Bund ist geeint. Wir sind 
entschlossen, lieber frei zu sterben, denn als Sklaven zu leben.“ 
Thomas Jefferson 
 
“Thank you....thank you so much.“ 
 
Im Frühsommer 2010 war die Stimmung bei Veranstaltungen der so 
genannten Tea-Party-Bewegung, einer 2008 formierten 
Protestbewegung gegen zu viel Staat und zu hohe Steuern, oft 
aufgeheizter als bei Teeny-Pop-Konzerten. Die Aufregung verstärkte 
sich noch, wenn als Hauptrednerin Sarah Palin eingeladen war. Sobald 
die ehemalige Gouverneurin von Alaska, die im letzten amerikanischen 
Präsidentschaftswahlkampf John McCain als seine Vize-Präsidentin 



nominiert hatte, wie ein Cheerleader  die Bühne betrat, lautete ihre 
erste Frage: „Do you love your freedom?“ - Liebt ihr Eure Freiheit? 
 
 “Do you love your freedom?” 
 
Die Antwort ließ nicht auf sich warten. Ihre Freiheit lieben alle 
Anhänger der Tea-Party-Bewegung. Und ihre Freiheit sehen sie alle 
bedroht. Von Sozialismus ist die Rede. Sozialistisch sei Obamas 
Gesundheitsreform, sozialistisch sei das staatliche Konjunkturpaket, 
sozialistisch seien die geplanten Steuererhöhungen. Von Bewahren und 
gemeinsamem Kämpfen wird gesprochen, um Amerikas Freiheit gegen 
antiamerikanisches Gedankengut zu verteidigen.  

 
„Es war unser Schicksal als Nation, nicht Ideologien zu haben, 
sondern eine zu sein.“ 
Richard Hofstadter 

 
Anfangs noch als aufgeregte Außenseiterbewegung belächelt, konnten 
die Anhänger Protestler der Tea-Party-Bewegung bei Gouverneurs- 
und Kongresswahlen politischen Einfluß gewinnen. Als Sprachrohr des 
einfachen Volkes will man sich verstanden wissen - abseits des 
Establishments von Washington. In Wahrheit hat die Tea-Party-
Bewegung mit der breiten Volksmasse jedoch nur wenig zu tun. Nach 
einer Umfrage der New York Times und CBS News vom Frühjahr 
2010, sind 89 Prozent der Tea-Party-Anhänger weiß, 75 Prozent über 
45 Jahre alt und die meisten überdurchschnittlich wohlhabend und gut 
ausgebildet.  

 
Ihr politisches Anliegen ist eine Art wutentbrannter, bewußt 
programmlos gehaltener Cocktail  aus  Idealen des freien Marktes : 
Verfassungspatriotismus, verschärfte Einwanderungsgesetze und 
immer wieder nostalgische  Erinnerung an die Geburtsstunde der 
Republik.  „Born free, taxed to death“ ist eine Parole der Empörten 
„Frei geboren, zu Tode besteuert“ oder „Protect our Borders, Language 
and Culture“ – „Schützt unsere Grenzen, Sprache und Kultur.“ 
 
Die Tea-Party–Leute schwenken mit Vorliebe Flaggen: Amerikas 
offizielles Sternenbanner, die verschiedenen Flaggen der Revolutions-



Milizen oder die so genannte „Gadsden-Flag“ – ein gelbes Tuch, 
bedruckt mit schwarzer Klapperschlange und dem Spruch „Don’t tread 
on me“ – „Tritt nicht auf mich!“, wie sie Amerikas Gründervater 
Benjamin Franklin hochzog, um den englischen Kolonialherren mit 
dem gefährlichen Reptil zu drohen. Der Name der Bewegung ist  der 
berühmten Historie entlehnt: mit der  Bostoner Tea-Party  nahm die 
Amerikanische Unabhängigkeitsbewegung ihren Anfang.  
 
In der Nacht des 16. Dezember 1773 hatten sich amerikanische 
Kolonisten als Indianer des Mohawk Stammes verkleidet und 342 
Kisten Tee in den Bostoner Hafen gekippt. „No taxation without 
representation“ war der Slogan, mit dem die amerikanischen 
Kolonisten gegen die Reglementierungen der britischen Kolonialmacht 
antraten: „Keine Steuern ohne Mitbestimmung“. Die historische 
Dimension der Bostoner Tea-Party-Revolte beschrieb damals der 
Bostoner Kaufmann Samuel Adams, einer der entscheidenden 
Initiatoren des Protestes:  
 
„Die Vernichtung des Tees ist eine so kühne, entschlossene, furchtlose 
und kompromisslose Tat, und sie wird notwendigerweise so wichtige 
und dauerhafte Konsequenzen hervorrufen, dass ich sie als 
epochemachendes Ereignis betrachten muß.“ 
Samuel Adams 

 
Das Interesse dieses ersten amerikanischen Protestes war allerdings 
nicht nur national bestimmt. Die Bostoner Tee-Vernichtung spiegelte 
auch ökonomische Interessen wieder. Wäre es der Britischen Krone 
gelungen, ihre umstrittene Steuer- und Zollpolitik erneut 
durchzusetzen, hätten die Engländer ihren Ostindien-Tee weit billiger 
verkaufen können als die Bostoner Kaufleute ihren niederländischen 
Schmuggel-Tee. 
 
Provoziert von den Engländern, die in Folge der Teevernichtung den 
Bostoner Hafen verriegelten, ließ sich der Ruf der amerikanischen 
Kolonisten nach Freiheit und nationaler Eigenständigkeit nicht mehr 
unterdrücken. Was die „Männer der Revolution“ motiviert  hatte, wie 
die Philosophin Hannah Arendt die aufbegehrenden amerikanischen 
Kolonisten nannte, war: 



 
„Das Verlangen, zu befreien und der Freiheit selbst eine Stätte zu 
gründen.“  

 
An eine Revolution hätten Gründerväter wie Thomas Jefferson und 
John Adams, der Verfassungstexte sammelte wie andere Briefmarken, 
jedoch nicht geglaubt:  
 
„Sie waren nur leidenschaftlich an öffentlicher Freiheit interessiert.“  
Hannah Arendt 
 
Im Gegensatz zur späteren Französischen Revolution von 1789  verlief  
die Amerikanische Revolution eher unblutig.  Sie ist  nicht als 
Revolution, sondern als Unabhängigkeitskrieg in die Geschichte 
eingegangen. Das Revolutionäre dieser Freiheitsrevolte bestand darin, 
„Liberty“ als ein natürliches Menschenrecht zu definieren, das jedem 
unabhängig von Geburt und Status zustand,  „natural liberty". Mit dem 
konstituierenden Akt der Amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
fanden diese europäischen Aufklärungsideale dann am 4. Juli 1776 ihre 
erste radikale Umsetzung. Keiner ihrer Artikel ist so berühmt 
geworden wie der zweite: 

 
„Folgende Wahrheiten halten wir für selbstverständlich, dass alle 
Menschen gleich geschaffen sind; dass sie von ihrem Schöpfer mit 
gewissen unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind; dass dazu 
Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören.“ 

 
Seit zweihundert Jahren ist der 4. Juli amerikanischer Nationalfeiertag, 
die offizielle Geburtsstunde der Nation. An diesem Tag, der traditionell 
mit großem Feuerwerk endet, wird in jedem Supermarkt einer der 
vielen nationalen Lieblingsschlager gespielt, während man für die 
große Party daheim noch Girlanden, Cupcakes oder Barbecue-Besteck 
kauft. Und jedem Amerikaner wird wieder bewusst, was es eigentlich 
heißt, ein Amerikaner zu sein: Bürger einer Gemeinschaft, die auf dem 
Fundament von Freiheit und Gleichheit ruht. 
 
Als wichtigster Mitverfasser der Unabhängigkeitserklärung gilt 
Thomas Jefferson. Wie jüngst Wissenschaftler der Kongressbibliothek 



feststellten, war die neue Sprache der Demokratie aber auch für 
Jefferson kein sofort verinnerlichtes Selbstverständnis. So nannte er, 
der Staatsrechtler und Südstaaten-Aristokrat, die Untertanten anfangs 
noch „subjects“, um die frische Tinte sogleich wieder zu korrigieren 
und mit Bürger, „citizens“, zu überschreiben. 
 
Wie es Zufall oder Schicksal wollten, verstarb Jefferson genau am 
fünfzigsten Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung – am 4. Juli 1826, 
auf seinem Landgut Monticello in Virginia. Mit welcher Radikalität 
und Turbulenz sich die ehrgeizige junge Nation in den ersten 
Jahrzehnten der Republik zu einer bis dahin weder in der Neuen noch 
in der Alten Welt gekannten Gesellschaft entwickelte, hatte Jefferson 
noch zu seinen Lebzeiten eindringlich miterleben können.  
 
Beflügelt vom Geist der Unabhängigkeitsbewegung entstand eine 
Gesellschaft, für die „Liberty“ Vorrausetzung eines befreiten, 
solidarischen Gemeinwesens war, in der jeder das Recht hatte, frei zu 
wählen, frei zu glauben, ein Stück Land zu kaufen, freier Bürger zu 
sein. Amerika, dieses weite, grenzenlose Land, dessen Besiedlung, wie 
man damals meinte, nur die Ureinwohner entgegenstanden, wurde 
Freiheitseldorado der westlichen Welt. Dort konnte sich jeder, der den 
Mut hatte, aufzubrechen und etwas Neues zu wagen, zwanglos selbst 
verwirklichen und sein Glück suchen. Die Gründerväter sahen diese 
Entwicklung aber auch mit Skepsis. 

 
„Pseudo-Bürger, infiziert von der Manie des Herumziehens und 
Spielens.“ 
 
Schrieb Jefferson. Für den amerikanischen Renaissancemenschen 
Jefferson hatte sein berühmtes, in der Unabhängigkeitserklärung 
festgeschriebenes  Recht auf „Streben nach Glück“, „persuit of 
happiness“, eben nicht nur persönliche Selbstentfaltung und 
individuelle Freiheit im Sinne von Eigennutz und materiellem 
Gewinnstreben bedeutet. Es hatte auch eine geistige und öffentliche, 
dem Gemeinwesen zu Gute kommende Dimension. Doch nicht einmal 
zehn Jahre nach Unterzeichnung der Unabhängigkeitserklärung taucht 
Jeffersons „Streben nach Glück“ in der neuen Amerikanischen 



Verfassung nicht mehr auf. Stattdessen wird das Recht auf Eigentum 
garantiert. 
 
Jefferson fühlte sich im postrevolutionären Klima mit 
Emporkömmlingen, emsigen Geschäftsleuten und  ambitionierten  
Farmern politisch isoliert und zunehmend verlassen von seinen 
ehemaligen Gesinnungsgenossen. Auch seinen alten Konkurrenten und 
Mitstreiter, John Adams aus Quincy, Massachusetts, Amerikas zweiter 
Präsident, befremdeten die neuen Aufsteiger. Die gewählten 
Repräsentanten schienen weder politische Bildung noch politische 
Erfahrung zu besitzen. Das zarte Pflänzchen der schon zu 
Kolonialzeiten in kleinen Gemeinden eingeübten Selbstverwaltung 
erwies sich jetzt als wenig aufgeklärt und mündig. 
 
„Oh mein Land. Wie betrauere ich die Missachtung von Weisheit und 
Tugend und die maßlose Bewunderung von Dummköpfen und 
Gaunern. Die nie ausbleibenden Folgen der Demokratie.“ 
John Adams 

 
Die 1788 in Kraft getretene föderale Verfassung, der dann 1791 mit der 
„Bill of Rights“ Amerikas fundamentale Grundrechte wie 
Versammlungsfreiheit, Religionsfreiheit und Meinungsfreiheit 
hinzugefügt wurden, konnte nicht verhindern, dass die junge Nation 
unter dem Gewicht der gesellschaftlichen Veränderungen und neuen 
Ideale zunehmend auseinanderbrach. Während im Süden eine durch 
Sklaverei geprägte Plantagenwirtschaft fortbestand, eine 
Feudalgesellschaft, die Freiheit nach wie vor als ein Privileg und nicht 
als ein natürliches Menschenrecht auffasste, entwickelten sich vor 
allem im Norden materialistischer Freiheitsdrang, wirtschaftliche 
Dynamik und Großindustrie.  
 
„In den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts war Amerika bereits 
die  egalitärste, individualistische und geldmacherischste Gesellschaft 
der westlichen Geschichte.“ 
Gordon Wood 
 
Die historische Bühne hatte der „amerikanische Charakter“ betreten: 
ein Individuum, das sich auf nichts anderes verlässt, als auf sich selbst.  



 
„Von all dem Neuen, das während meines Aufenthalts in den 
Vereinigten Staaten meine Aufmerksamkeit auf sich zog, hat mich 
nichts so lebhaft beeindruckt wie die Gleichheit der gesellschaftlichen 
Bedingungen.“ 
 
Schrieb der französische Philosoph und Staatsrechtler Alexis de 
Tocqueville in seinem berühmten Essay „Über die Demokratie in 
Amerika“, verfasst nach einer neunmonatigen Amerikareise in den 
dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts, die er im Alter von 
fünfundzwanzig Jahren gemeinsam mit seinem Freund Gustave de 
Beaumont unternommen hatte. Damals, wie Tocqueville feststellte, 
redete zwar die gesamte westliche Welt, - weithin vom Glauben an ein 
Gottesgnadentum des Königs beherrscht -, über Amerika, aber 
niemand wusste genau zu sagen, wie es in dieser Neuen Welt 
eigentlich zuging. 
 
„Die Vorurteile der Geburt waren dort ebenso unbekannt wie die des 
Berufs. Da der gesellschaftliche Zustand mithin demokratisch war, 
konnte die Demokratie mühelos ihr Reich errichten. Dieser Tatbestand 
ist aber keine Besonderheit der Vereinigten Staaten; fast alle Kolonien 
Amerikas sind durch Menschen gegründet worden, die unter sich 
gleich waren oder die es als Einwohner wurden. Es gibt kein einziges 
Gebiet in der Neuen Welt, wo die Europäer eine Aristokratie zu 
gründen vermochten. Und doch gedeihen die demokratischen 
Einrichtungen nur in den Vereinigten Staaten.“ 

 
Tocqueville, der mit der Präzision eines Naturwissenschaftlers die 
neuen Institutionen und gesellschaftlichen Bedingungen der jungen 
Demokratie notierte und analysierte, kommentierte auch die, wie er 
schrieb, „Markt Revolution“. Neben Wahlrecht und freier 
Meinungsäußerung hat diese wie kein anderes Prinzip- die 
revolutionäre Gleichheit der amerikanischen Verhältnisse begründet.  
 
„Ich kenne kein Land, in dem die Liebe zum Geld einen so großen 
Platz im Herzen der Menschen einnimmt, in dem man eine solche 
Verachtung für die Theorie von der dauernden Vermögensgleichheit 
bekundet. Aber das Vermögen läuft dort mit unglaublicher 



Geschwindigkeit um, und die Erfahrung lehrt, dass man kaum zwei 
Generationen findet, die sich des gleichen Vermögens erfreuen.“ 
 
Von der „Markt - Revolution“ wurden ein gleichermaßen religiös wie 
patriotisch interpretiertes Recht auf ökonomische Selbstverwirklichung 
und eine sowohl pragmatisch wie mystisch aufgefaßte Idee von 
persönlicher Freiheit nach vorn getrieben. Diese Freiheit des Einzelnen 
wurde gleichzeitig als Chance und  Forderung begriffen, seinen 
eigenen Teil zur Entwicklung des auserwählten Landes beizutragen, 
dessen Besiedlung, wie man glaubte, einem höheren Auftrag folgte. 
Die Aufrechterhaltung von Freiheit durch Glaube und Gewohnheiten 
war für Tocqueville das eigentlich Revolutionäre der neuen 
amerikanischen Demokratie.  
 
Die Amerikanische Unabhängigkeitsbewegung hat, wie der 
renommierte US-Historiker Gordon Wood in seinem Buch „Das 
Empire der Freiheit: die Geschichte der frühen Republik“ feststellt,  
zwar all die amerikanischen Werte wie Freiheit, Gleichheit, eine 
Verfassung und das Wohlergehen eines jeden festgeschrieben. Doch 
waren die neuen gesellschaftlichen Ideale eben auch mit erheblichen 
Illusionen der Gründerväter verbunden gewesen, dass sich mit den 
neuen Werten ganz konkrete Probleme lösen ließen: die Eigendynamik 
der Ökonomie, ein friedliches Nebeneinander mit den Ureinwohnern, 
die Befriedung einer Sklavenwirtschaft und überhaupt der 
Zusammenhalt der Nation.   

 
Auf traumatische Weise wird Amerika seine ideologische 
Zerrissenheit, seine ökonomische und rassistische Spaltung ab 1861 
auf den Schlachtfeldern des Amerikanischen Bürgerkriegs im Namen 
von Freiheit austragen und mit dem Leben Hunderttausender bezahlen, 
bevor Präsident Abraham Lincoln dann mit seiner berühmten Rede, der 
„Gettysburg Adress“, das zerrissene Amerika wieder vereint, in der 
Hoffnung auf  „New birth of freedom“ – eine „Neugeburt der Freiheit“. 
 
„Happy Days are here again“ - Milton Ager // Wahlkampfschlager von 
1932 

 
 



Kapitel II - Der suspekte Staat und die uneingeschränkte 
Freiheit des Einzelnen 

 
„Von Herzen bejahe ich das Motto: Jene Regierung ist die beste, die 
am wenigsten regiert.“ 
Henry David Thoreau 
 
„Der Staat ist nicht die Lösung, sondern das Problem.“ 
Ronald Reagan 
 
In einer Umfrage des Wall Street Journals und der NBC News von 
2010 vertraten 59 Prozent der Amerikaner die Ansicht, dass der 
amerikanische Staat derzeit zu viel tue, um nationale Probleme zu 
lösen, und dass er mehr den Unternehmen und Individuen überlassen 
sollte.  
 
In Amerika wird ein aktiver, fürsorgender Staat „Big Government“ 
genannt. „Big Government“ gilt vielen als Schimpfwort. Selbst nach 
dem gerade erfahrenen Wirtschaftscrash, ist das Vertrauen in die 
Fähigkeiten des Staates begrenzt. Bürgerliche Rechte und Freiheiten 
werden in Amerika mehr geschätzt als soziale Sicherheiten und 
staatliche Fürsorge. Die lang tradierte Furcht vor Bevormundung und 
Tyrannei kulminiert mit Vorliebe in hysterischen Attacken gegen die 
Steuergesetzgebung: Als wirkten bis heute die Ressentiments der 
Kolonisten gegen die britische Krone fort.  

 
Amerikas Anti-Government-Einstellung hat unterschiedliche 
Schattierungen hervorgebracht. Religiöse Fundamentalisten bekämpfen 
ihren Staat nicht selten wie einen Feind. Demokratische 
Mehrheitsentscheidungen zu Abtreibung und Homosexuellenehe 
werden als diktatorisch empfunden. Amerika ist immer auch stolz 
darauf gewesen, ein gesellschaftliches Spektrum zu bieten, das in 
anderen demokratischen Ländern in dieser Extremform kaum denkbar 
wäre, wie etwa bei den mormonischen Hardlinern mit ihrer  
Polygamiepraxis  im Grenzdreieck von Utah, Nevada und Arizona.  
 
Hand in Hand geht Amerikas Staatsskepsis mit einem ökokomischen 
Verständnis, dessen Schlagworte das „Laissez faire“ und die 



„unsichtbare Hand“ des Ökonomen Adam Smith sind, nach der in der 
Theorie die freien Marktkräfte zum Wohl aller gelenkt werden sollen. 
Im Zentrum steht dabei die Freiheit des Einzelnen – der rationale 
Nutzenmaximierer namens „homo oeconomicus“. Seit der Moderne 
wird in der individualistisch orientierten Wettbewerbswirtschaft, wie 
der Soziologe Norbert Elias feststellte, „eine Art Archetyp der 
Freiheit“ gesehen.  
 
Diese so genannte neoliberale Theorie wurde Mitte des 20. 
Jahrhunderts von dem Ökonomen und Nobelpreisträger Friedrich von 
Hayek entscheidend geprägt. 1944 erschien Hayeks Hauptwerk „Der 
Weg zur Knechtschaft“, in dem er Sozialismus und staatliche Eingriffe 
in eine freie Marktwirtschaft als willkürlichen Zwang darstellt. Dieses 
ökonomische Standardwerk aus Zeiten des Kalten Krieges ist heute 
sogar wieder auf Amerikas Bestseller-Listen gerutscht. 
 
In der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts brachte dann wie kein 
anderer der Nobelpreisträger Milton Friedman die „Free Market“-
Ideale voran, einer der führenden Ökonomen der berühmten Chicagoer 
Schule. „Laissez faire“-Kapitalismus verstand der 2004 verstorbene 
Friedman, der in seiner Karriere sowohl langjähriger politischer 
Berater des US-Präsidenten Ronald Reagan, als auch des chilenischen 
Diktators Pinochet gewesen war, als eine Art individualistisch 
freiheitliches Glaubensbekenntnis: 
 
„Kapitalismus ist die einzige Voraussetzung für individuelle Freiheit.“ 
 
Aus moralischen Fragestellungen hielt sich Milton Friedman völlig 
heraus. Selbst für Amerikas Konservative war diese uneingeschränkte 
Freiheitssicht in den Nachkriegsjahren zu extrem. Der Staat war  bei 
ihnen immerhin noch eine moralische Instanz, der die Vermittlung von 
typisch amerikanischen Familienwerten oblag; die Förderung nicht 
bloß materialistischer, sondern auch spiritueller Lebensziele oder die 
Anti-Kommunismus-Hetze der fünfziger und sechziger Jahre, von der 
sich Milton Friedman zum Beispiel deutlich distanzierte. Seine 
Auffassung von Staat und Ökonomie hat er 1962 in seinem Hauptwerk 
„Kapitalismus und Freiheit“ dargelegt:  

 



„Die wirtschaftliche Organisationsform, die unmittelbar für 
wirtschaftliche Freiheit sorgt, nämlich der Wettbewerbs-Kapitalismus, 
sorgt auch für politische Freiheit, da sie die wirtschaftliche Macht von 
der politischen trennt und es dabei beiden Mächten ermöglicht, sich 
gegenseitig zu neutralisieren.“ 
 
Für Ökonomen wie Friedman war das Eingreifen des Staates nur in der 
Außen- und Sicherheitspolitik zu akzeptieren. Sicherheitsgarantie  ist 
für Amerikaner auch eine Art eigene Freiheitsform. Nirgendwo auf der 
Welt sitzen so viele Menschen im Gefängnis wie in den USA. Für eine 
Außenverteidigung der Freiheit wird staatliche Aufrüstung in größten 
Dimensionen hingenommen, selbst wenn Persönlichkeitsrechte 
dadurch erheblich strapaziert werden. In den Jahren des Kalten Krieges 
wurde im Kampf für eine freie Welt –mit   einem „Kreuzzug für die 
Freiheit“, - dem „crusade of freedom“, - der CIA und die „National 
Security Agency“, die NSA, gegründet. Unter der Bush-Regierung 
wurde im „War of Terror“ der „PATRIOT ACT “ unterzeichnet und 
ein Sicherheitsministerium, das „Departement of Homeland Security“, 
als Bollwerk gegen die „Achse des Bösen“ eingerichtet, mit 
zahlreichen  Einschränkungen  verbürgter  Freiheitsrechte.  

 
Solche  staatlichen Eingriffe werden überraschender Weise von der 
staatskritisch politischen Philosophie der „Libertarier“ mit viel Beifall 
begleitet. Diese extrem konservative Denkrichtung ist in Amerika 
heute weit verbreitet. „Libertarier“, groß geworden in den dreißiger 
Jahren des letzten Jahrhunderts, sind aber nicht mit Amerikas 
„Liberalen“ zu verwechseln, womit Progressive und Demokraten 
gemeint sind.   
 
Eine eigene Extremposition des „Libertarismus“ hat in den 
Nachkriegsjahren die bis heute einflussreiche und viel gelesene 
Schriftstellerin und Philosophin Ayn Rand etabliert. „Objektivismus“ 
nannte die vor der Russischen Revolution nach Amerika geflohene 
Ayn Rand ihre populistischen Theorien, in denen ein für das 
Gemeinwohl zuständiger Staat restlos verabschiedet ist. Rand prägte 
Begriffe wie den des „Heroischen Individualismus“ oder den der 
„Tugend des Eigennutzes“. Sie glaubte vor allem an die Titanen 
gigantischer Industrieunternehmen des 19. Jahrhunderts - Rockefeller, 



Vanderbilt oder Carnegie, die sie als  große  Weltbeweger  bezeichnete. 
Auch heute findet die 1982 verstorbene Rand Anhänger in allen 
Gesellschaftsschichten, zum Beispiel beim Modemacher Ralph Lauren: 
 
„Ich weiß, es klingt nicht sehr menschenfreundlich, aber am Ende bin 
auch ich ein Ayn Rand-er“ 
 
Womit Ralph Lauren auf Rands soziales Ideengut anspielt, das sich auf 
ein darwinistisches „Survival of the Fittest“ beschränkt. Besonders 
berühmt ist ihre Freundschaft mit dem ehemaligen US-Notenbankchef 
Alan Greenspan geworden: 
 
„Als ich Ayn Rand begegnete, war ich Anhänger des freien Marktes im 
Sinn von Adam Smith, beeindruckt von der theoretischen Struktur und 
der Effizienz von Märkten. Ihr ist es gelungen, mir klar zu machen, 
dass Kapitalismus nicht nur effizient ist, sondern auch moralisch.“  
 
Rands 1957 erschienenes Hauptwerk, der Roman „Atlas Shrugged“, 
ein seitenstarker Schmöker, dessen literarisches Niveau kaum über 
dem von Unterhaltungsromanen liegt, wurde in einer 1991 von der 
„Library of Congress“ in Auftrag gegebenen Umfrage in Bezug auf 
seinen  Einfluß direkt hinter  der Bibel genannt. Mit 25 Millionen 
verkauften Exemplaren ist „Atlas Shrugged“ bis heute eines der 
erfolgreichsten Bücher Amerikas. Derzeit steigen die Verkaufszahlen 
dieses Bestsellers so auffallend, dass sich das Forschungsinstitut 
„TitleZ“ die Mühe gemacht hat, dessen Auflagensprünge in den 
Kontext jüngster wirtschaftlicher Ereignisse zu setzen. Nach der 
Rettung der Banken Ende 2008 und der Unterzeichnung des 
Konjunkturpakets Anfang 2009, so die Studie, griffen besonders viele 
US-Bürger zu dieser Urquelle individualistischen Denkens.  
 
In Amerikas derzeit von der Wirtschaftskrise und den 
Reformprogrammen der Obama-Regierung bestimmten politischen 
Debatten, die sich vor allem am Freiheitsbegriff entzünden, scheinen 
Rands aus dem Kalten Krieg stammende Theorien eine willkommene 
Extremposition darzustellen. Als „Ayn Rand-er“ gibt sich zum Beispiel 
der bei den Vorwahlen in Kentucky im Frühjahr 2010 für die 
Republikaner erfolgreich angetretene, Namensvetter  Rand Paul aus, 



der zu den ersten Politikern gehört, die im Kontext der Tea-Party-
Bewegung groß geworden sind.  
 
Freiheitsbekenntnisse werden von extrem Konservativen wie Rand 
Paul je nach populistischem Nutzen eingesetzt.  So findet einerseits die 
persönliche Freiheit schnell ihr Ende, wenn es um moralische Anliegen 
geht wie zum Beispiel Abtreibung - über die Hälfte der Amerikaner 
sind inzwischen „Pro-Life“, also gegen Abtreibung. Hingegen darf die 
Freiheit keineswegs eingeschränkt werden, wenn sie Ökonomie und 
Rassismus betrifft. Im Namen einer rechtskonservativen 
Verfassungstreue brüstet sich Rand Paul damit, im Jahr 1964 gegen 
den „Civil Rights Act“ gestimmt zu haben, der den Schwarzen die 
Bürgerechte garantieren sollte.  Keinem privaten Unternehmer, so   
Rand Paul, dürften rassistische Motivationen bei der Einstellung von 
Beschäftigten untersagt werden. Solche Entscheidungen unterlägen 
ausschließlich der Freiheit des Einzelnen.  
 
Selbst renommierte Harvard-Professoren scheuen sich nicht, ihren 
ideologischen Beitrag zur emotionalen Freiheitsdebatte zu leisten. Der 
überzeugte Libertarier Charles Fried, 1935 in Prag geboren, erläutert in 
seinem 2007 erschienenen Essay „Die moderne Freiheit und die 
Grenzen des Staates“ sein radikales Freiheitsverständnis anhand von 
Alltagsbeispielen. Eines betrifft die Bau- und Gewerbebeschränkungen 
im Bundesstaat Vermont, die dem Einzelhandelsgiganten Wal-Mart 
untersagen, beliebig neue Filialen zu eröffnen. Auf diese Weise sollen 
Kleinstadtstrukturen und inhabergeführte Geschäfte vor einer 
ungleichen Konkurrenz geschützt und eine planlose Zersiedlung der 
Landschaft verhindert werden. Ein löbliches Anliegen, findet auch der 
Harvard-Professor Fried. Doch wie er zu beweisen versucht, dürfte 
selbst so ein löbliches Anliegen niemals auf Kosten der Freiheit des 
Einzelnen gehen. Denn keinem dürfte der Staat die Chance nehmen, 
preiswert einzukaufen.  
 
„Liegt es nicht daran, dass hier Menschen eine bestimmte Lebensform 
vorgeschrieben werden soll, von der man meint, diese sei die beste für 
sie.  Genau das ist auch der Grund, warum diese keine Freunde der 
Freiheit sind.“ 
Charles Fried 



 
Ein eigenes Debattenfeld für Amerikas Freunde der Freiheit sind 
inzwischen die so genannten „Verhalten regulierenden Steuern“. In 
diversen US-Bundesstaaten ist von einer Salzsteuer die Rede, um 
Amerikanern ihren Appetit auf ungesundes Fastfood zu nehmen. Eine 
so genannte Soda Tax, eine Steuer auf Limonadengetränke, soll die 
Freude an Süßgetränken drosseln. Das ist ein scharfer Kurswechsel, 
wenn man bedenkt, dass es in Amerika Limonadenkonzernen lange 
Zeit im Namen eines freien Unternehmertums erlaubt war, landesweit 
Coca-Cola- und Sprite-Automaten in Schulen aufzustellen. 
 
Anläßlich der neuen „Sin Taxes“, Sünden-Steuern, wie sie auch 
genannt werden, zog in der New York Times N. Gregory Mankiw, 
Professor der Wirtschaftswissenschaften an der Harvard University, 
2010 einen Vergleich zur Kinderziehung. In gewissem Grad könnte es 
zwar sinnvoll sein, dass der Staat fürsorgend seine Bürger auf die 
negativen Auswirkungen von maßlosem Trinken oder SMS-Schreiben 
beim Autofahren hinweist. Doch Mankiw bezweifelt, dass man dem 
Staat überhaupt eine solch gewaltige Aufgabe zutrauen sollte: 
 
„Das Besteuern von Soda mag zu einem besseren Ernährungsverhalten 
führen, von dem wir in Zukunft profitieren könnten. Das gilt aber auch 
für das Besteuern von Süßigkeiten, Eiscreme oder frittiertem Essen. Als 
nächstes könnte das Subventionieren von Brokkoli, 
Sportclubmitgliedschaften und Zahnseide kommen. Nicht weit entfernt 
ist da auch die Besteuerung sinnlosen Fernsehschauens und die 
Subventionierung ernsthafter Literatur.“ 
Gregory Mankiw 

 
Konsumenten vor sich selbst und den Auswüchsen eines unregulierten 
Marktes zu schützen, hat in Amerika keine Tradition. Die 
vorherrschende Grundannahme lautet - jeder Konsument und 
Marktteilnehmer kann selbst entscheiden, was gut und was schlecht für 
ihn ist. Wer keine  Coca Cola trinken will, braucht es schließlich nicht 
zu tun. Wer zu viel ungesundes Essen ißt, hat im Grunde selber Schuld, 
alles andere wäre Bevormundung und ein Weg zum verhaßten Nanny-
Staat. Mit selbstverantworteten Entscheidungen soll jeder selbst 
Einfluß auf den Markt und das Angebot nehmen. 



 
Zur massentauglich erfolgreichen Freiheitsparole der Konservativen ist 
diese Vorstellung von einer uneingeschränkt „ökonomischen Freiheit“ 
in den achtzigen Jahren mit der so genannten „Reagan Revolution“ 
geworden. US-Präsident Ronald Reagan war es gelungen, das  
individualistische Freiheitsideal über alle moralischen Bedenken 
hinweg mit traditionellen amerikanischen Werten zu verbinden und so 
in die beengten Stuben amerikanischer Vororte zu heben. Noch vor 
seiner Nominierung zum Präsidenten verbreitete Reagan 1977 in einer 
seiner Radioansprachen eine persönliche Hymne auf die Freiheit des 
Einzelnen. Er erzählte, wie es früher gewesen ist, in seiner Jugend, als 
alles noch besser war. 
 
Einen Führerschein, so Reagan in seiner Ansprache, brauchte es 
damals jedenfalls nicht. Der Vater brachte einem das Autofahren bei. 
Und?, fragte Reagan: Gab es damals etwa  mehr  Unfälle? Nein!! In 
den großen Sommerferien, so Reagan,  habe er mit 14 Jahren seinen 
ersten Sommerjob gemacht: Fußböden verlegt, Dächer gedeckt und in 
einer Stiftung gearbeitet. All das  seien  Tätigkeiten gewesen, für die 
Amerikaner inzwischen staatliche Zulassungen benötigten.  
Wohingegen in seiner Jugendzeit nur der Arbeitgeber selbst zu 
entscheiden hatte, wer geeignet war und wer nicht.  
 
Welches Recht hat also ein Staat, fragte Reagan, dass er sich so ins 
Privatleben seiner Bürger einmischt und schon keiner mehr in Amerika 
ohne Motorradhelm fahren könnte? Wenn ein Unfall passiert, so 
Reagan, käme man in ein Krankenhaus, das staatlich subventioniert ist, 
und wenn man stirbt, würde man auf einem Friedhof beerdigt werden, 
der staatlich subventioniert ist und die Hinterbliebenen erhielten eine 
staatlich subventionierte Rente: in anderen Wort: wir sind alle Besitz 
der US-Regierung. 
 
Reagan verbindet in seiner Freiheitshymne provinzielle 
Kleinstadtidylle mit altem Pioniergeist, dem Frontier-Spirit, der 
Sehnsucht nach Wildem Westen. Für Amerika war dieser das 
Selbsterfahrungsmodell einer noch ungefestigten Gesellschaft. Jeder 
bekam sein Stück Land und damit seine Unabhängigkeit. Der Staat 
spielte höchstens eine Nebenrolle. Tief in der amerikanischen Seele  



hat sich seitdem der Glaube eingenistet, dass ein Staat den Menschen 
weder besser noch freier macht.  
 
Diese rückwärtsgewandte Sehnsucht gab auch Amerikas 
Lieblingsliterat Mark Twain, der während des Amerikanischen 
Bürgerkriegs in Nevada zwischenzeitlich Gold- und Silbergräber war, 
seinem weltberühmten Helden Huckleberry Finn mit auf den Weg. 
Amerikanischen Heranwachsenden liefern Huck Finns Mississippi-
Abenteuer bis heute den Traum von einem mutigen Außenseitertum 
und unabhängigem Individualismus – selbst, wenn Amerikas Jugend 
inzwischen eingezwängt im Vorort aufwächst und nur noch 
abgeschirmt aus dem elterlichen Großraumwagen auf eine alles andere 
als wilde Landschaft schauen kann. 
 
Wie ein Shakespearesches Theaterstück hat vor fünf Jahren die mit 
Preisen überhäufte amerikanische Fernsehserie „Deadwood“ die 
Geschichte des Goldrausches in den Blackhills von South Dakota 
erzählt. Dort wurde in den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts zum 
letzten Mal der amerikanische Mythos vom rechtsfreien Raum 
aufgeführt: „No Law in Deadwood“ träumt der Pferdedieb, mit dem 
die Geschichte beginnt. Vom Sheriff wird er erschossen, bevor sich 
dieser selbst auf den Weg macht, im No-Law-and-Order-Land sein 
Glück zu suchen. Unter harten Charakteren, gierig, leidenschaftlich, 
aber einem ungeschriebenen Moralkodex verpflichtet. Bevor aus dem 
staubigen Chaos dann irgendwann Zivilisation entsteht. 

 
Das amerikanische Verfassungsgericht, der Supreme Court, hat 2010 
das im Zweiten Verfassungszusatz 1791 festgeschriebene Recht erneut 
bestätigt: jeder Amerikaner darf in seinem Haus eine eigene Waffe 
besitzen. Die Waffe wird als Symbol von Freiheit verstanden. Jeder 
soll sich ohne staatliche Hilfe im Daseinskampf durchsetzen und für 
seine Freiheit selbst kämpfen können. Als jüngst das US-
Kaffeeimperium „Starbucks“ in seinen Läden das offene Waffentragen 
verbot, war das Verbot selbst für diejenigen in Amerika ein Affront, 
die sich sonst  lautstark für die Rechte eines uneingeschränkt freien 
Unternehmertums einsetzen. 

 



Das Dilemma, eine Grenze zwischen eigener Freiheit und 
Freiheitsanspruch des anderen ziehen zu müssen, an der dann die 
individualistische Freiheit mit dem Gemeinschaftsinteresse kollidiert, 
ist in Amerika wegen Überbetonung der individualistischen Freiheit 
und ihrer ideologischen Aufladung nie geglättet worden. Trotz 
gelebten Interessenkonflikts wird die Freiheit, das tun zu dürfen, was 
man will, als ein ur-amerikanischer Wert verstanden, 
Glaubensbekenntnis an eine widersprüchliche, aber auch bewährte 
nationale Identität. 
 
„Happy Days are here again“ 
 
 
Kapitel III - Der ewige Kampf um den Frieden und die 
Freiheit für alle 
 
Eine Darstellung der Geschichte all jener, die sich in Amerika im 
Laufe der Zeit ihre Freiheit und ihre Rechte erkämpft haben, gab es bis 
vor drei Jahrzehnten noch nicht. Deswegen, so erzählt es der 2009 
verstorbene US-Historiker Howard Zinn, hätte er ein solches 
Geschichtsbuch selbst geschrieben. Im Jahr 1980 erschien Zinns 
berühmte Schrift  „A People’s History of the United States“ - ein 
Longseller des linksliberalen Amerika.  
 
„Nicht die aus dem Weißen Haus wollten wir hören, sondern 
diejenigen, die dort ihre Streikposten aufgestellt hatten. Nicht die Leute 
aus dem Kongress wollten wir hören, sondern die draußen auf der 
Straße, die demonstrierten,  die Fragen stellten, die verlangten, dass 
der Krieg gestoppt wird, dass man all jenen ökonomische 
Unterstützung bewilligte, die diese auch brauchten.“  
 
Der Dokumentarfilm „The People Speak“ von 2009 ist ein Mitschnitt 
aus in US-Theatern aufgeführten Vorträgen der in Zinns Geschichte 
des amerikanischen Volkes zitierten Stimmen. Gesprochen von 
Hollywoodstars wie Viggo Mortensen, Matt Damon und Morgan 
Freeman bekommt hier ein Amerika Gehör, das, wie Zinn meint, in der 
offiziell verschönten Geschichtsversion meist ignoriert würde: 

 



 
„Die meuternden Soldaten, die aufgebrachten Frauen, die rebellischen 
Ureinwohner, die Aufwiegler, die Anti-Kriegs-Demonstranten, die 
Sozialisten, die Anarchisten, die Abweichler, die Ärgermacher, ja all 
jene, die dem Land das gegeben haben, was wir an Freiheit und 
Demokratie überhaupt besitzen.“ 

 
Als Amerikas Gründerväter 1776 ihre von den Nachkommen als größte 
Kulturleistung gefeierten Menschenrechte proklamierten, waren noch 
zwanzig Prozent der US-Bevölkerung Sklaven. Mit der Forderung 
nach Aufhebung der Sklaverei, wie Thomas Jefferson damals nicht 
grundlos fürchtete, wären die Unabhängigkeitsbewegung und auch die 
nationale Einheit der dreizehn Kolonien gescheitert. Das ungelöste 
„Problem“ der Sklaverei, wie man es nannte, wurde der Zeit 
überlassen. Tatsächlich hat Jefferson, der auf seiner Plantage in 
Virginia gut zweihundert Sklaven hielt, keinen einzigen je in die 
Freiheit entlassen. 
 
Der Kampf der Afroamerikaner für Gleichberechtigung hat wie kein 
anderer den amerikanischen Kampf für Freiheit  geprägt und damit  die 
Widersprüchlichkeit amerikanischer Freiheitsideale offen gelegt. 
Während der „Civil Rights Movement“ des letzten Jahrhunderts wird 
dieser Widerspruch nicht nur zur Klage über erfahrenes Leid und 
Unrecht, sondern zur versöhnenden Forderung, wie sie Martin Luther 
King formulierte:  

 
„Wir werden das Ziel der Freiheit erreichen, weil das Ziel Amerikas 
Freiheit ist.“  
Martin Luther King  
 
Mit der Unterzeichnung des „Civil Rights Acts“ ist das Kainsmal der 
Rassendiskriminierung nicht etwa verschwunden. Der 
Integrationsprozess geht als Teil der US-Geschichte weiter, auch nach 
der historischen Wahl von 2008, die Amerika mit der Ernennung 
seines ersten afroamerikanischen Präsidenten Barack Obama hat 
hoffen lassen, Lincolns Bestreben nach einer befriedenden „Neugeburt 
der Freiheit“ endlich näher gekommen zu sein. 
 



„America is still very much in progress.“  
 
„Amerika ist immer noch sehr auf dem Weg”, bilanzierte am 4. Juli 
2010 zum  Nationalfeiertag der US-Essayist Frank Rich angesichts der 
in Amerika bestehenden Diskriminierungen und des weißen Tea-Party-
Populismus.  
 
Ein amerikanisches Dilemma, das weder zum Freiheitsanspruch noch 
zur proklamierten Gleichheit passen will, ist auch die Klassenfrage 
dieser sich in ihrem demokratischen Verständnis seit jeher von jedem 
Klassenkampf distanzierenden klassenlosen Gesellschaft. Eine 
sozialistische Partei hat Amerika mit seiner dominierenden 
Kollektivismusaversion und seinem  bestehenden Mehrheitswahlrecht, 
wo Parteien anders als in Europa in Millionenhöhe privat gesponsert 
werden, nicht hervorbringen können, wie der Soziologe Werner 
Sombart  schon 1906 in seinem Essay feststellte „Warum gibt es in den 
Vereinigten Staaten keinen Sozialismus“.  

 
Das „Amerikanische System“, wie der „Laissez faire“-Kapitalismus in 
aller Selbstverständlichkeit genannt wird, bedurfte erst einer großen 
Niederlage, der „Great Depression“ Ende der zwanziger Jahre des 
letzten Jahrhunderts, als die US-Wirtschaft wie ein Kartenhaus 
zusammenbrach und ein Viertel der arbeitsfähigen Bevölkerung 
arbeitslos wurde, um seine Freiheitsverständnis mit der Forderung nach 
„Economic freedom“, „Wirtschaftlicher Freiheit“, neu zu artikulieren. 
 
Mit Franklin D. Roosevelts Reformprogramm des „New Deal“ setzte 
sich in Amerika ein Freiheitsbegriff im wohlfahrtsstaatlichen Sinne 
durch. Die „gewaltlose Revolution“, wie Roosevelts Ehefrau Eleanor 
den „New Deal“ nannte, brachte Finanzmarktregulierungen und Schutz 
für die gesellschaftlichen Verlierer in Gestalt von 
Arbeitslosenversicherung und Krankenversicherung für Ältere und 
Bedürftige. 
 
Als Roosevelt in den vierziger Jahren zum dritten Mal Präsident  wird , 
hält er am 6. Januar 1941 mit seiner Rede zur Lage der Nation seine 
wohl berühmteste Rede, die Rede der Vier Freiheiten. In dieser 
bereitete er sein Land auf den Eintritt in den Zweiten Weltkrieg vor, 



forderte die Amerikaner auf, sich als „Weltbürger“ zu begreifen und 
erinnerte an die kosmopolitischen Ideale: eine Nation zu sein, wo 
anders als in Nazi-Deutschland die Freiheit der Vielfalt galt, wo 
Nationalitäten, Religionen und Lebensstile frei gelebt werden konnten. 
 
Für Roosevelt waren die vier entscheidenden Freiheiten der 
Menschheit - Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, die Freiheit von Not, 
unter der er die staatliche Gewährleistung eines gesunden, friedlichen 
Lebens verstand und die Freiheit von Furcht, die für ihn bedeutete: 
 
„Weltweite Abrüstung, so gründlich und so weitgehend, dass kein Volk 
mehr in der Lage sein wird, irgendeinen Nachbarn mit Waffengewalt 
anzugreifen – überall in der Welt.“ 

 
Kurz vor Kriegsende folgte dem verstorbenen Roosevelt Harry S. 
Truman ins Weiße Haus. Mit ihm erhielt Amerika ein neues 
Freiheitsfundament - das freie Unternehmertum - „Free enterprise“.  24 
mal erwähnte US-Präsident Truman am 12. März 1947 in seiner Rede, 
die als „Truman Doktrin“ in die Geschichte eingegangen ist, den 
Begriff Freiheit. Um Unterstützung für die neue amerikanische 
Außenpolitik , für  die Sicherung der „Free World“ - zu erhalten, hatte 
Truman, wie der US-Historiker Eric Foner schreibt, die schwerste 
Waffe aus dem Arsenal geholt: Die Verteidigung der Freiheit, mit der 
Amerika als globale Ordnungsmacht dann für die nächsten Jahrzehnte 
den Kalten Krieg legitimieren wird. 
 
Roosevelt Reformprogramm des „New Deal“, das wegen der 
staatlichen Eingriffe ins Private bis heute von Amerikas Konservativen 
als düsterste Epoche wahrgenommen wird,  fand in den sechziger 
Jahren mit der so genannten „Great Society“ des demokratischen 
Präsidenten Lyndon B. Johnson eine  Art  Fortsetzung. Entscheidend 
für Johnsons Kampf gegen Armut war das 1962 erschienene Buch 
„Das andere Amerika – Armut in den Vereinigten Staaten“ des 
Sozialwissenschaftlers Michael Harrington. Harrington hatte in 
Anlehnung an den Klassiker der afroamerikanischen Literatur, Ralph 
Ellisons Roman „Der unsichtbare Mann“ aus dem Jahr 1952, den 
Begriff einer unsichtbaren Armut definiert, – unsichtbar, so 
Harringtons These, weil gesellschaftlich separiert und ignoriert. 



 
Populistisch griffig legitimierte Präsident Johnson seine Reform der 
„Great Society“ mit Vier Freiheiten, auf denen sein Kampf für mehr 
Gleichheit beruhen würde: „Freedom to learn“, die Freiheit zu lernen, 
„Freedom to grow“, die Freiheit zu wachsen, „Freedom to hope“, die 
Freiheit zu hoffen und „Freedom to live as people want to live“, die 
Freiheit , so leben zu können, wie man will. Weder der „New Deal“ 
noch die „Great Society“ haben Amerikas radikale Ablehnung 
staatlicher Reglementierungen allerdings grundlegend ändern können. 
In dem Buch „Was ist mit Kansas los“ versuchte im Jahr 2000 der 
amerikanische Autor Thomas Frank zu ergründen, warum eigentlich 
die Verlierer amerikanischer Lebensverhältnisse, die so weit und krass 
auseinanderklaffen, für ihre eigenen Freiheiten und Rechte nicht lauter 
eintreten.  
 
„Sie stimmen dafür, dass uns der Staat in Ruhe lässt – was sie kriegen, 
sind allgegenwärtige Kartelle und Monopole, von den Medien bis zur 
Fleischindustrie. Sie stimmen dafür, dass man energisch gegen 
Terroristen vorgeht – was sie kriegen, ist die Privatisierung der 
Sozialversicherung. Sie stimmen dafür, dass dem Elitedenken ein 
Schlag versetzt wird – was sie kriegen, ist eine Gesellschaftsordnung, 
in der die Vermögen stärker konzentriert sind, als wir es je erlebt 
haben, eine Ordnung, in der die Arbeiter nichts mehr zu melden haben 
und die Chefs Gelder einstreichen, die jede Vorstellung übersteigen.“  

 
Wie jüngste Umfragen bestätigen, halten die meisten Amerikaner  trotz 
drastischer Ungleichheit der Verhältnisse, inzwischen Freiheit für 
wesentlich wichtiger als Gleichheit. Dennoch wird der Mythos  der 
Chancengleichheit  für jeden als eine Art Zwillingsbruder der Freiheit 
unverändert gepflegt. Der Glaube, dass jeder, sofern er eben 
Einsatzbereitschaft, Zuversicht und Durchhaltevermögen zeigt, sich 
selbst verwirklichen kann, ist nicht zuletzt einem nationalen Überbau 
geschuldet, der die Nation zuckersüß wie einen American Pie 
zusammenhält – das Ideal des „American Dream“. 
 
Die berühmteste Ikone dieses Amerikanischen Traums steht am New 
Yorker Hafen. Im Oktober 1886 wurde die von den Franzosen 
geschenkte Freiheitsstatue unter dem Motto „Liberty Enlightening the 



World“ eingeweiht, „Freiheit, die die Welt erleuchtet“. Gewidmet ist 
die „Statue of Liberty“ einem Amerika, das die Millionen 
ausgewanderter Europäer geprägt haben, die im Namen von Freiheit 
etwas riskierten, für etwas Neues Vergangenheit  und Ballast 
zurückließen. Es ist das Amerika, das sich als Einwanderungsland und 
offene Gesellschaft versteht, wo jeder „vom Tellerwäscher bis zum 
Millionär“ etwas werden und nach eigenen Vorstellungen und Glauben 
leben kann – wie die ersten, nach Neuengland immigrierten Puritaner, 
die Abenteurer und Pioniere , oder eben die Familie aus Deutschland, 
der 2010 in Amerika Asyl gewährt wurde, weil es ihr in Deutschland 
untersagt war, die Kinder privat nach eigenem Glauben und Gewissen 
zu unterrichten.  
 
Das Magazin „The Economist“ zitiert 2009  eine Studie der „Public 
Agenda“ und stellt fest, dass der Mythos von einem Amerika als  
freiheitlich offener Gesellschaft, die es jedem erlaubt, Amerikaner zu 
werden, unverändert,  von außen so wahrgenommen wird:  
 
„Die meisten glauben, dass jeder Amerikaner werden kann. Aber 
keiner glaubt etwa, dass jemand Japaner werden könnte, obwohl 
Japaner als wesentlich toleranter gelten als Amerikaner.” 

 
77 Prozent der befragten US-Immigranten hätten bei der „Public 
Agenda“-Studie geantwortet, dass sie sich innerhalb von fünf Jahren 
als Teil der US-Gemeinschaft gefühlt hätten. Nur fünf Prozent 
meinten, sie würden nie das Gefühl haben, dazu zu gehören. Trotz 
derzeit wachsender  Überfremdungsängste in Amerika, hervorgerufen 
von den illegalen Immigranten aus Südamerika, bleibt die als 
Glaubensbekenntnis angelegte Nation in ihrem Selbstverständnis so 
definiert, dass jeder zu ihr gehören kann, sofern er an die 
amerikanische Verfassung und an ihr größtes Ideal - die Freiheit - 
glaubt.  
 
Dank einer seit mehreren Jahrhunderten erprobten Amerikanisierung 
und einer Fülle patriotisch nationaler Symbole läßt sich das 
`Amerikanersein´ auch relativ leicht aneignen. Die erwarteten 
gesellschaftlichen Vorstellungen am Ende des „American Dream“ sind 
ungemein zugänglich. Trotz klischeehafter Begeisterung für 



Außenseiter und exotische Selbstverwirklicher erinnern amerikanische 
Lebenswelten oft an vorfabrizierte Verkaufskataloge. Soziale Codes 
und gesellschaftliche Wertvorstellungen sind extrem verbindlich – vom 
eigenen Haus als Symbol für Erreichtes, dem grünen Vorgartenrasen, 
dem Verlobungsring mit Prinzessinnen-großen Diamanten bis hin zu 
Kindern, die aufs College gehen und Rententräumen in sicher 
eingezäunten Communities.  

 
In der ältesten Massengesellschaft der Welt herrscht größter 
Konformismus. Die Konsumentenfreiheit, die als Teil des „American 
Way of Life“ im letzten Jahrhundert die Welt im Sauseschritt erobert 
hat, wo jeder wie in einem Schlaraffenland zwischen mindestens 
zwanzig Paar Turnschuhen und zehn verschiedenen Cornflakes-Sorten  
wählen kann, zeigt auch, dass solch eine moderne Freiheit schnell an 
ihre Grenzen stößt. Denn trotz der gigantischen Einkaufswelten ist die 
Vielfalt in Amerika nicht unbedingt mehr geworden. Die Regale füllt 
meist nur industrialisierte Einheitsware.  
 
Amerikanischen Konsumenten ist erfolgreich das Gefühl vermittelt 
worden, sich schon mit dem Öffnen einer Coca-Cola-Dose oder einer 
Hamburger-Verpackung wie ein anständiger Staatsbürger zu verhalten. 
Zwar versteht sich Amerika mit seiner Angebotspalette an 
Konsumgütern und seinen Lebensstilmöglichkeiten als die Nation, die 
sich auf persönliche Selbstverwirklichung und Glücksstreben so gut 
wie keine andere versteht. Doch in einer Wirtschaft der 
Großunternehmen sind mit vermeintlicher „Konsumentenfreiheit“ auch 
massenhaft Zwänge verbunden. Amerikaner sind heute auf Fastfood 
geradezu konditioniert. 35 Prozent der 5 bis 17-Jährigen gelten als 
übergewichtig. In amerikanischer Industriekost steckt überall der 
gleiche genmanipulierte Mais – ob in Limonaden ,  Gummibärchen 
oder  Steaks.  

 
Amerikas Verständnis von Freiheit als der uneingeschränkten 
Verwirklichung des Möglichen zeigt sich auch in einer kreuz und quer 
bebauten amerikanischen Lebenswelt, die mit ihren Brachen und 
Leerstellen zum Teil sogar erfrischend anarchistisch aussieht. Seit alten 
Pionier- und Western-Zeiten ist es Tradition, nicht für eine 
verantwortungsschwere Ewigkeit zu bauen, sondern flexibel und mobil 



für eine spontane Gegenwart. Geisterstädte sind in Amerika bis heute 
nicht bloß Symbol für Verfall und Strukturkrise, sondern auch für 
mutigen Neuanfang und Aufbruch. Die mit Suburbs und 
Shoppingcentern kommerzialisierte und homogenisierte Lebenswelt 
sieht allerdings immer auch retortenhaft aus. Henry Miller nannte das  
„The Air-Conditioned Nightmare“, den klimatisierten Alptraum. Der 
amerikanische Kolumnist Charles Bryson schreibt dazu in seiner 
Kolumnensammlung „Streiflichter aus Amerika“: 

 
„Eine Sache, die mich an der Moderne immer wieder verblüfft, ist der 
Impuls, genau die Dinge zu feiern, die wir gleichzeitig abschaffen. Man 
findet sie nun in Disneyland, wo die Leute eine Geschäftsstraße 
entlanggehen können, wie sie die Handelsfilialisten schon in den 
Fünfzigern vernichtet haben. Es passiert in restaurierten 
Kolonialdörfern wie Williamsburg in Virginia oder Mystic in 
Connecticut, wo Besucher lange Entfernungen zurücklegen und viel 
Geld bezahlen, um eine gewachsene und friedvolle Atmosphäre zu 
genießen, wie sie die Vorort-Zersiedlung längst zerstört hat.“  

 
Ein Freiheitshybrid ist auch Amerikas nationale Autoversessenheit, der 
geheiligte Individualverkehr, der zu Beginn des letzten Jahrhunderts so 
unverkennbar den „American Way of Life“ eingefangen hat, den alten 
Aufbruchsgeist der Pioniere gleichsam in der Moderne aufgehen ließ. 
Was mit Fords „Model T“ zu Beginn des letzten Jahrhunderts als 
Geschenk des demokratischen Massenkonsums gefeiert wurde, ist 
heute für Menschen ohne Auto weniger befreiend. Denn ohne eigenen 
Pkw kann man  sich in den USA kaum fortbewegen. Ein 
funktionierendes öffentliches Verkehrssystem gibt es bloß rudimentär.  
 
Ein anderes Beispiel für Amerikas gefeierte Freiheit des Einzelnen, die 
im kollektiven Kontext dann Einbußen erleidet, ist das Grundrecht der 
Meinungsfreiheit. Dass in Amerika jeder sagen darf, was er will, - auch 
über andere -, hat eine Medienlandschaft befördert, wo privat 
gesponserte TV-Sender im Dienst politischer Denkrichtungen wie  
Propagandamaschinen permanent die Masse aufheizen. „Info 
Cocooning“ nennt sich das mit den Internet-Blogs noch verschärfte 
Phänomen. Jeder schaut und liest nur das, was ohnehin der eigenen 



Meinung entspricht. Dadurch wird eine Zementierung von Denkweisen 
bloß noch verstärkt.  
 
Amerika – und das darf man nicht vergessen - ist eben immer schon 
mehr gewesen, als es die nationale Mythenproduktion vermitteln will. 
Die erlebte Wirklichkeit des Einzelnen war immer schon 
differenzierter. Das arbeitet auch der Soziologe Claude Fischer von der 
Universität Berkeley in Kalifornien in seinem jüngsten Buch „Made in 
America: A Social History of American Culture and Character“ heraus. 

 
„Der amerikanische Individualismus ist weitaus komplexer als unser 
nationaler Mythos, oder als es die Plattform-Rethorik der Rechten und 
Linken wahr haben will. Es ist jedenfalls kein Individualismus im 
libertarischen Sinn, nämlich der Idee, dass das Individuum immer vor 
Gruppenzugehörigkeit kommt und persönliche Freiheit vor 
Staatsloyalität.“ 

 
Selbst die immer wieder stolz betonte Kollektivismusfeindlichkeit hat 
nicht etwa verhindern könnten, dass sich eine starke Affinität der 
Amerikaner zu religiösen, sozialen, sportlichen oder kulturellen 
Gruppen entwickelt hat. Dieser scheinbare Widerspruch löst sich 
dadurch auf, dass es für Amerikaner durchaus nicht unüblich ist, 
gelebte Zugehörigkeiten wieder aufzugeben und gleichsam auf diesem 
Wege individualistische Entscheidungsfreiheit zu definieren.  
 
„Wenn eine Gruppe für einen nicht länger passend erscheint, steht die 
Tür jedem jederzeit offen. Der amerikanische Stil des Individualismus 
liegt in der Freiheit, selbst wählen zu können.“ 
Claude Fischer 
 
Das bedeutet auch, aus Fehlern Konsequenzen zu ziehen. Hier zeigt 
sich der bewundernswerte Pragmatismus der Amerikaner, der von 
Modellen verbohrter Treue abweicht. Falsche Entscheidungen sind für 
Amerikaner denn auch kein Grund, an ihrer Zivilreligion zu zweifeln.  
die grenzenlose amerikanische Freiheit, hält die Nation inzwischen  
wie ein Markenlogo zusammen, das mit allen Tricks und Taktiken 
benutzt, gefeiert und in den Dienst persönlicher wie nationaler 
Interessen gestellt wird. Es ist seit jeher genauso wahr wie klischeehaft. 



Es ist denn auch die Kraft des Ideals der Freiheit,  die das Experiment 
Amerika  bis heute  ausmacht. 

 
„Freedom“ - Richie Havens 
 
 

	
  


